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Verfahrensordnung fiir Untersuchungsausschiisse des Burgenlidndischen Landtages
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1. Abschnitt
Einrichtung von Untersuchungsausschiissen
§1

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

(1) Zur Untersuchung bestimmter abgeschlossener Vorgiange aus dem Bereich der Landesverwaltung
einschlieBlich der Tétigkeiten von Organen des Landes, durch die das Land, unabhéngig von der Hohe der
Beteiligung, wirtschaftliche Beteiligungs- und Aufsichtsrechte wahrnimmt, kann der Landtag durch
Beschluss einen Untersuchungsausschuss einsetzen. Ebenso ist auf schriftliches Verlangen eines Viertels
der Mitglieder des Landtages ein solcher Untersuchungsausschuss einzusetzen.

(2) Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses durch Beschluss des Landtages ist unzuléssig,
solange ein durch Beschluss des Landtages eingesetzter Untersuchungsausschuss seine Tatigkeit nicht
abgeschlossen hat. Ebenso ist ein von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages unterstiitztes
Verlangen auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses unzuldssig, solange ein durch Verlangen von
mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages eingesetzter Untersuchungsausschuss seine
Tatigkeit noch nicht abgeschlossen hat. Die zeitgleiche Unterstiitzung mehrerer Untersuchungsausschiisse
durch einen Landtagsabgeordneten ist nicht zuldssig. Jedenfalls unzuldssig ist die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses wenn kein Bezug zur laufenden oder zu den beiden unmittelbar
vorangegangenen Gesetzgebungsperioden gegeben ist.

(3) Ein Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses hat ebenso wie ein Verlangen auf
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses den Gegenstand der Untersuchung genau zu bezeichnen.

(4) Die Einsetzung des Untersuchungsausschusses nach §1 Abs. 1 letzter Satz obliegt dem Présidenten
des Landtages nach Beratung durch die Présidialkonferenz.

(5) Innerhalb von finf Werktagen nach Einlangen des Verlangens auf Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses in der Landtagsdirektion hat der Prasident des Landtages die Préasidialkonferenz
zur Beratung einzuberufen. Die Beratung hat sich auf die Frage der Zuléssigkeit des Antrages im Sinne des
Abs. 6 zu beziehen.

(6) Nach Beratung der Prisidialkonferenz und unter Bedachtnahme auf begriindete Bedenken, die in
der Présidialkonferenz geduBert wurden, hat der Président des Landtages ein Verlangen auf Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses unverziiglich wegen Unzuldssigkeit zurlickzuweisen, wenn es eine
Angelegenheit zum Gegenstand hat, die nicht zum Bereich der Landesverwaltung zahlt, wenn es nicht von
einem Viertel der Mitglieder des Landtages unterfertigt ist oder wenn es eingebracht wird, solange die
Tatigkeit eines auf Grund eines Verlangens von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages
eingesetzten Untersuchungsausschusses nicht beendet ist. Der Préisident des Landtages hat - wenn die
Bekanntgabe nicht in einer Sitzung des Landtages erfolgt - die Mitglieder des Landtages von der
Zuriickweisung eines Antrages und vom hiefiir maBigeblichen Grund unverziiglich schriftlich zu
verstandigen.



(7) Ist ein Verlangen auf FEinsetzung eines Untersuchungsausschusses nicht nach Abs. 6
zuriickzuweisen, hat der Prisident des Landtages den Untersuchungsausschuss unverziiglich einzusetzen
und die im Landtag vertretenen Parteien zugleich aufzufordern, Mitglieder des Landtages in den
Untersuchungsausschuss nach Ma3gabe des § 2 zu entsenden.

(8) Ein Beschluss gemidl Abs.6, mit dem das Verlangen auf FEinsetzung eines
Untersuchungsausschusses  zuriickgewiesen wird, kann gemél §20a des Burgenldndischen
Landesverwaltungsgerichtsgesetzes beim Landesverwaltungsgericht Burgenland angefochten werden.
Erachtet das Landesverwaltungsgericht einen Beschluss gemil3 Abs. 6 fiir rechtswidrig, hat der Président
des Landtages unverziiglich die erforderlichen Beschliisse gemiB Abs. 7 zu fassen.

(9) Der Président des Landtages hat - wenn die Bekanntgabe nicht in einer Sitzung des Landtages
erfolgt - die Mitglieder des Landtages von der Wirksamkeit und dem Tag der Einsetzung des
Untersuchungsausschusses unverziiglich schriftlich zu verstindigen.

(10) Ein Verlangen geméll Abs. 1 kann bis zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses und der
Aufforderung an die im Landtag vertretenen Parteien gemdB Abs. 7 zuriickgezogen werden.

§2
Mitglieder des Untersuchungsausschusses

(1) Die Zahl der Mitglieder eines Untersuchungsausschusses und seine fraktionelle Zusammensetzung
entspricht jener des Hauptausschusses.

(2) Nach MaBgabe der ihnen zustehenden Zahl an Ausschussmitgliedern hat jede im Landtag
vertretene Partei dem Prisidenten des Landtages eine Liste der in den Untersuchungsausschuss zu
entsendenden Mitglieder und Ersatzmitglieder zu iibermitteln, die von mehr als der Hailfte der
Landtagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag iibermittelt, unterschrieben sein muss; diese
gelten damit als entsendet. Sollte eine Partei keine Mitglieder und Ersatzmitglieder entsenden, hindert dies
nicht die Aufnahme der Tétigkeit des Ausschusses, sofern mindestens zwei Drittel der Ausschussmitglieder
entsendet wurden.

(3) Der Président des Landtages hat die Mitglieder des Untersuchungsausschusses dem Landtag in der
auf die Entsendung folgenden Sitzung bekannt zu geben.

(4) Scheidet ein Mitglied des Untersuchungsausschusses aus, gelten fiir eine neuerliche Entsendung
die Abs. 2 und 3.

2. Abschnitt
Organe von Untersuchungsausschiissen

§3
Vorsitzender des Untersuchungsausschusses
(1) Der Prisident des Landtages ist Vorsitzender des Untersuchungsausschusses.

(2) Der Prisident kann sich in der Vorsitzfiihrung wahlweise durch den Zweiten oder den Dritten
Prisidenten vertreten lassen und ihnen auch Aufgaben gemél § 4 Abs. 1 und 2 iibertragen.

(3) Der Vorsitzende ist im Untersuchungsausschuss nicht stimmberechtigt. Er wird auf die Zahl der
gemil § 2 entsendeten Mitglieder nicht angerechnet.

§4
Aufgaben des Vorsitzenden

(1) Der Vorsitzende fiihrt den Vorsitz in den Sitzungen des Untersuchungsausschusses. Er hat sich bei
der Vorsitzfithrung und bei der Durchfiihrung der Befragung von Auskunftspersonen und Sachverstindigen
mit dem Verfahrensrichter zu beraten; bei seinen Entscheidungen hat der Vorsitzende die Rechtsmeinung
des Verfahrensrichters gebiihrend zu berticksichtigen. In allen Verfahrensfragen ist nach Moglichkeit das
Einvernehmen mit den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses herzustellen.

(2) Der Vorsitzende hat die Tagesordnung festzulegen und den Untersuchungsausschuss zu seinen
Sitzungen einzuberufen, die Sitzungen des Untersuchungsausschusses zu ero6ffnen und zu schlieen, die
Verhandlungen des Untersuchungsausschusses sowie die Befragung von Auskunftspersonen und Sach-
verstindigen zu leiten, die Reihung der Befragung vorzunehmen. Ebenso obliegt ihm die Wahrnehmung
der Ordnungsbefugnisse, insbesondere hat er fiir die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung wéhrend
der Sitzung zu sorgen. Der Vorsitzende hat nach Beratung mit dem Verfahrensrichter einen Arbeitsplan
vorzubereiten und diesen dem Untersuchungsausschuss vorzulegen. Der Vorsitzende ist berechtigt, die



Sitzungen zu unterbrechen, er hat sie zu unterbrechen, wenn dies ein Drittel der Mitglieder des
Untersuchungsausschusses oder der Verfahrensanwalt verlangt.

(3) Der Vorsitzende hat die Offentlichkeit regelmiBig iiber den Fortgang der Untersuchung zu
informieren.

§5
Bestellung des Verfahrensrichters und des Verfahrensanwaltes

(1) Fiir die Dauer der Gesetzgebungsperiode hat der Prisident des Landtages nach Beratung in der
Prasidialkonferenz und nach Einholung von Vorschligen der in Betracht kommenden Interessen-
vertretungen eine stdndige Liste von Personen zu fiihren, die die personlichen Voraussetzungen fiir die
Funktion des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes erfiillen. Der Président hat diese Personen
um Zustimmung zu ersuchen und gegebenenfalls die vorgesetzte Stelle zu unterrichten. Die Liste ist zu
veroffentlichen.

(2) Sofern die Erstellung einer Liste von Verfahrensrichtern nach Abs. 1 nicht moglich ist, hat der
Président des Landesgerichtes Eisenstadt dem Landtag binnen drei Wochen auf Ersuchen des Prisidenten
15 Richter zu benennen.

(3) Der Verfahrensrichter, der Verfahrensanwalt und deren jeweiligen Stellvertreter sind vom
Untersuchungsausschuss mit mehr als der Halfte der abgegebenen Stimmen zu wéhlen. Der Wahlvorschlag
ist auf Grund der Liste gemdl3 Abs. 1 von der Présidialkonferenz zu erstatten.

(4) Der Untersuchungsausschuss kann den Verfahrensrichter, den Verfahrensanwalt sowie deren
jeweiligen Stellvertreter auf Vorschlag des Vorsitzenden abwéhlen.

§6
Voraussetzungen fiir die Bestellung und Stellung als Verfahrensrichter

(1) Zum Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter konnen nur Personen bestellt werden, die gemal
Art. 86 Abs. 1 B-VG zum Richter ernannt worden sind. Sie miissen sich im dauernden Ruhestand befinden
oder fiir die Dauer des Untersuchungsausschusses gemdfl § 75d des Richter- und Staatsanwalt-
schaftsdienstgesetzes, BGBI. Nr. 305/1961, in der Fassung des Bundesgesetz BGBI. I Nr. 112/2019,
dienstfrei gestellt sein. Ebenso kdnnen zum Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter Personen bestellt
werden, die gemiB Art. 134 B-VG Mitglieder oder ehemalige Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes
sind, sowie Personen, die gemil Art. 147 B-VG Mitglieder oder ehemalige Mitglieder des
Verfassungsgerichtshofes sind.

(2) Der Verfahrensrichter und sein Stellvertreter miissen durch ihre beruflichen Fahigkeiten und
Erfahrungen Gewéhr dafiir bieten, dass sie unabhingig von den Fraktionen des Untersuchungsausschusses
fiir die Einhaltung der Verfahrensregeln Sorge tragen und ihre Position im Interesse des Grundrechts- und
Personlichkeitsschutzes sowohl unmittelbar als auch mittelbar vom Verfahren betroffener Personen
ausiiben.

(3) Im Fall der Verhinderung oder des vorzeitigen Endes seiner Tatigkeit bis zur Neuwahl wird der
Verfahrensrichter durch seinen Stellvertreter vertreten.

(4) Dem Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter gebiihrt fiir ihre jeweilige Téatigkeit eine
Vergiitung gemal § 43, sofern nicht Unentgeltlichkeit vereinbart wird.

(5) Der Verfahrensrichter hat bei allen Sitzungen des Untersuchungsausschusses anwesend zu sein. Er
kann in alle dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Akten und Unterlagen Einsicht nehmen.

§7
Aufgaben des Verfahrensrichters

(1) Der Verfahrensrichter nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Untersuchungs-
ausschusses teil. Er hat sich zur Wahrung seiner Aufgaben unverziiglich an den Vorsitzenden zu wenden.
Erforderlichenfalls hat der Vorsitzende die Befragung zu unterbrechen.

(2) Der Verfahrensrichter hat den Untersuchungsausschuss bei der Bestimmung des Gangs der
Beweisaufnahme und der Handhabung der Verfahrensordnung zu unterstiitzen, auf die Erforschung des fiir
die Untersuchung mafigebenden Sachverhalts hinzuwirken und sich bei der Beratung des Ausschusses von
der Beachtung der GesetzmiBigkeit und Riicksichten auf moglichste ZweckmaiBigkeit, Raschheit,
Einfachheit und Kostenersparnis der Beweisaufnahme leiten zu lassen.

(3) Der Verfahrensrichter belehrt die Auskunftspersonen und die Sachverstéindigen tiber ihre Rechte
und Pflichten und fiihrt im Auftrag des Vorsitzenden die Erstbefragung gemif § 28 durch. Er kann gemél



§ 29 Abs. 3 erginzende Fragen an die Auskunftsperson und den Sachverstdndigen richten. Er hat den
Vorsitzenden auf unzulédssige Fragen geméB § 30 hinzuweisen sowie ihn in allen Verfahrensfragen zu
beraten und kann den Ausschluss der Offentlichkeit gemdf3 § 11 Abs. 3 beantragen.

(4) Der Verfahrensrichter hat tunlichst wahrend der Dauer der Beweisaufnahme, jedenfalls unver-
ziiglich nach dem Ende derselben (§ 15 Abs. 3, § 41) einen schriftlichen Feststellungsbericht zu erstellen
und diesen zugleich an den Vorsitzenden und die Mitglieder des Untersuchungsausschusses zu libermitteln.
Der Feststellungsbericht hat neben dem Verlauf des Verfahrens eine zusammenfassende Darstellung der
Beweisaufnahme zu enthalten.

§8
Voraussetzungen fiir die Ernennung und Stellung als Verfahrensanwalt

(1) Zum Verfahrensanwalt und seinem Stellvertreter kann bestellt werden, wer durch seine beruflichen
Féhigkeiten und Erfahrungen Gewéhr dafiir bietet, dass er unabhéngig von den Fraktionen des Unter-
suchungsausschusses fiir die Einhaltung der Verfahrensregeln Sorge triagt und seine Position im Interesse
des Grundrechts- und Personlichkeitsschutzes ausiibt. Sie miissen mindestens fiinf Jahre in einem Beruf
titig gewesen sein, in dem der Abschluss des Studiums der Rechtswissenschaften oder der rechts- und
staatswissenschaftlichen Studien Berufsvoraussetzung ist.

(2) Im Fall der Verhinderung wird der Verfahrensanwalt durch seinen Stellvertreter vertreten.

(3) Dem Verfahrensanwalt und seinem Stellvertreter gebiihrt fiir ihre jeweilige Tétigkeit eine
Vergiitung gemal § 43, sofern nicht Unentgeltlichkeit vereinbart wird.

(4) Der Verfahrensanwalt und sein Stellvertreter kdnnen bei allen Sitzungen des Untersuchungs-
ausschusses anwesend sein und in alle dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Akten und Unterlagen
Einsicht nehmen.

§9
Aufgaben des Verfahrensanwaltes

(1) Der Verfahrensanwalt nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Untersuchungs-
ausschusses teil. Er hat sich zur Wahrung seiner Aufgaben unverziiglich an den Vorsitzenden zu wenden.
Erforderlichenfalls hat der Vorsitzende die Befragung zu unterbrechen.

(2) Der Verfahrensanwalt hat den Vorsitzenden oder den Verfahrensrichter jederzeit unverziiglich auf
Verletzungen der Verfahrensordnung sowie auf Eingriffe in die Grund- oder Personlichkeitsrechte einer
Auskunftsperson hinzuweisen.

(3) Der Verfahrensanwalt hat unverziiglich auf Griinde fiir den Ausschluss der Offentlichkeit gemiB
§ 11 Abs. 3 und auf das Vorliegen von Aussageverweigerungsgriinden gemif3 §§ 32 und 33 hinzuweisen.

(4) Der Verfahrensanwalt hat Auskunftspersonen vor und wahrend einer Befragung im
Untersuchungsausschuss die Moglichkeit zur vertraulichen Beratung zu geben. Zu diesem Zweck kann er
auch eine Unterbrechung der Sitzung verlangen.

(5) Der Verfahrensanwalt ist zur Verschwiegenheit iiber die ihm anvertrauten Angelegenheiten und
die ihm sonst in dieser Eigenschaft bekanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im
iiberwiegenden berechtigten Interesse einer Auskunftsperson gelegen ist, verpflichtet. Er hat in
gerichtlichen und sonstigen behdrdlichen Verfahren nach Maf3gabe der verfahrensrechtlichen Vorschriften
das Recht auf diese Verschwiegenheit.

§10
Beratung iiber Hinweise des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes

Tragt der Vorsitzende den Hinweisen des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes nicht
Rechnung, so hat jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses das Recht, eine Beratung in zumindest
vertraulicher Sitzung geméf § 12 zur Kldrung dieser Frage zu verlangen. Der Vorsitzende gibt seine nach
dieser Beratung getroffene Entscheidung unter Angabe der Griinde zu Beginn der fortgesetzten Beratung
oder Befragung bekannt.



3. Abschnitt
Arbeitsweise von Untersuchungsausschiissen

§11
Medienoffentliche und vertrauliche Sitzungen

(1) Bei der Anhorung von Auskunftspersonen und Sachverstindigen wird Medienvertretern vom
Vorsitzenden nach MaBgabe der raumlichen Moglichkeiten Zutritt gewéhrt. Ton- und Bildaufnahmen sind
ausschlieBlich fiir Zwecke der Protokollierung gemiB § 13 und der Ubertragung innerhalb der
Landtagsgebiudes gestattet.

(2) Die Medienoffentlichkeit ist auszuschliefen, wenn
1. tiberwiegende schutzwiirdige Interessen der Allgemeinheit, der Auskunftsperson oder Dritter dies
gebieten,
2. es zum Schutz von Betriebs- oder Geschiftsgeheimnissen notwendig ist oder

3. der Ausschluss der Offentlichkeit im Interesse der Erlangung einer wahrheitsmiBigen Aussage
erforderlich erscheint.

(3) Der Vorsitzende entscheidet iiber den Ausschluss der Offentlichkeit aus eigenem, auf Antrag des
Verfahrensrichters, eines Mitglieds, einer Auskunftsperson oder des Verfahrensanwalts.

(4) Der Inhalt nicht mediendffentlicher Sitzungen der Untersuchungsausschiisse ist vertraulich und als
geheim zu qualifizieren. Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses und die sonstigen an
nichtoffentlichen Sitzungen des Untersuchungsausschusses beteiligten Personen sind vom Prisidenten des
Landtages auf die Wahrung der Vertraulichkeit zu vereidigen. Die Verhandlungsschriften iiber Sitzungen,
deren Inhalt vertraulich ist, sind ebenso wie alle anderen ausschlieBlich in nichtéffentlichen Sitzungen
behandelten Dokumente und verbreiteten Informationen als geheim zu qualifizieren und diirfen nur den
Ausschussmitgliedern iibermittelt werden. Die von Rechtstrigern vorgelegten Akten diirfen nicht
verdffentlicht werden.

(5) Die Befragung von Auskunftspersonen kann in vertraulicher Sitzung stattfinden. Bei der
Befragung von 6ffentlich Bediensteten ist eine Mitteilung gemal § 24 zu beriicksichtigen.
(6) Auf Beschluss des Untersuchungsausschusses diirfen
l.von Mitgliedern des Untersuchungsausschusses namhaft gemachte Personen, die zur
Unterstiitzung der Mitglieder des Untersuchungsausschusses beschéftigt und in deren Auftrag titig
sind, sowie
2. von den Klubs namhaft gemachte Personen

zum Zweck der Unterstiitzung der Mitglieder des Untersuchungsausschusses bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgabe in als vertraulich zu qualifizierende Verhandlungsschriften und Akten Einsicht nehmen. Geméf
Z 1 oder 2 namhaft gemachte Personen sind vom Prisidenten des Landtages auf die Wahrung der
Vertraulichkeit zu vereidigen.

§12
Beratungen des Untersuchungsausschusses

Die Beratungen des Untersuchungsausschusses sind, soweit er nicht anderes beschlieBt, vertraulich.

§13
Verhandlungsschrift

(1) Uber die Sitzungen des Untersuchungsausschusses wird eine amtliche Verhandlungsschrift
gefiihrt. § 49 Geschéftsordnung des Burgenlédndischen Landtages ist mit der Maflgabe anzuwenden, dass

1. Schriftstiicke, die in der Sitzung des Ausschusses den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht wurden,
nach den Vorschriften fiir Beweismittel zu behandeln sind und nicht der amtlichen Verhand-
lungsschrift beigelegt werden,

2. iiber allfdllige Einwendungen gegen die amtliche Verhandlungsschrift der Vorsitzende nach
Beratung mit dem Verfahrensrichter entscheidet.

(2) Beweiserhebungen werden wértlich protokolliert. Uber sonstige Beratungen ist eine auszugsweise
Darstellung zu verfassen, sofern der Ausschuss nichts anderes beschlieft.

(3) Das iibertragene Protokoll der Befragung ist der Auskunftsperson bzw. dem Sachverstindigen
nachweislich zu iibermitteln. Die Auskunftsperson bzw. der Sachversténdige kann binnen drei Tagen ab
Ubermittlung Einwendungen gegen Fehler der Ubertragung erheben sowie einzelne Berichtigungen in



geringfiigigem AusmaB anregen. Uber Einwendungen und Berichtigungen entscheidet der Untersuchungs-
ausschuss. Angenommene Berichtigungen sind dem Protokoll anzuschlieBen.

§14
Anwendung der Geschiftsordnung des Burgenléindischen Landtages

Soweit diese Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt, ist das Gesetz iiber die Geschéftsordnung
des Burgenlidndischen Landtages, LGBI. Nr. 47/1981, in der jeweils geltenden Fassung, auf die Tatigkeit
der Untersuchungsausschiisse anzuwenden.

4. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen zur Beweisaufnahme

§15
Beweisaufnahme

(1) Der Untersuchungsausschuss ist befugt, Beweise im Rahmen des Untersuchungsgegenstandes zu
erheben. Beweise werden aufgrund von Beweisbeschliissen, der erginzenden Beweisanforderungen sowie
der Ladung von Auskunftspersonen und Sachverstindigen erhoben.

(2) Als Beweismittel kann alles verwendet werden, was geeignet ist, der Untersuchung im Rahmen
des Untersuchungsgegenstandes zu dienen. Ausgeschlossen sind jedoch solche Beweismittel, die durch
eine strafbare Handlung oder durch die Umgehung gesetzlicher Bestimmungen erlangt worden sind.

(3) Die Beweisaufnahme endet mit Feststellung des Vorsitzenden oder unter Beachtung der
Endigungsgriinde gemil § 41 von Gesetzes wegen. Das Ende der Beweisaufnahme ist sowohl in der
amtlichen Verhandlungsschrift iiber die Ausschusssitzung als auch im schriftlichen Feststellungsbericht
(§ 7 Abs. 4) festzuhalten.

§16
Grundsétzlicher Beweisbeschluss

(1) Der grundsétzliche Beweisbeschluss verpflichtet Organe des Landes zur vollstindigen Vorlage
von Akten und Unterlagen im Umfang des Untersuchungsgegenstands. Sie konnen zugleich um
Beweiserhebungen im Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand ersucht werden. Dies gilt nicht
fiir die Vorlage von Akten und Unterlagen sowie Erhebungen, deren Bekanntwerden Quellen die nationale
Sicherheit oder die Sicherheit von Menschen gefahrden wiirde.

(2) Die Verpflichtung gemi3 Abs. 1 besteht nicht, soweit die rechtmiBige Willensbildung der
Landesregierung und ihrer einzelnen Mitglieder oder ihre unmittelbare Vorbereitung beeintrachtigt wird.

(3) Der grundsitzliche Beweisbeschluss ist nach Beweisthemen zu gliedern und zu begriinden. Die
vom Untersuchungsgegenstand betroffenen Organe sind genau zu bezeichnen. Die Setzung einer
angemessenen Frist ist zuléssig.

(4) Im Fall eines aufgrund eines Verlangens gemdl § 1 Abs. 1 letzter Satz eingesetzten Unter-
suchungsausschusses kann die Einsetzungsminderheit nach Einsetzung des Untersuchungsausschusses das
Landesverwaltungsgericht gemif3 § 20b Bgld. LVWGG zur Feststellung iiber den hinreichenden Umfang
des grundsitzlichen Beweisbeschlusses anrufen. Gleiches gilt hinsichtlich einer Ergdnzung des
grundsitzlichen Beweisbeschlusses gemil3 Abs. 5.

(5) Stellt das Landesverwaltungsgericht gemdll § 20b Bgld. LVWGG fest, dass der Umfang des
grundsitzlichen Beweisbeschlusses nicht hinreichend ist, hat der Vorsitzende binnen zwei Wochen eine
Ergidnzung festzulegen. Der Beschluss ist den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses bekannt zu
geben.

(6) Im Fall einer Anrufung des Landesverwaltungsgerichtes zur Feststellung des nicht hinreichenden
Umfangs der Ergénzung des grundsitzlichen Beweisbeschlusses gemifl Abs. 5 wird diese in dem vom
Landesverwaltungsgericht geméB § 20b Bgld. LVWGG festgestellten erweiterten Umfang wirksam. Der
grundsitzliche Beweisbeschluss samt Ergénzung ist den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses
bekannt zu geben.

§17
Ergiinzende Beweisanforderungen

(1) Der Untersuchungsausschuss kann aufgrund eines schriftlichen Antrags eines Mitglieds
erginzende Beweisanforderungen beschliefen.



(2) Ein Viertel seiner Mitglieder kann ergdnzende Beweisanforderungen verlangen. Das Verlangen
wird wirksam, wenn die Mehrheit der Mitglieder in dieser Sitzung nicht den sachlichen Zusammenhang
mit dem Untersuchungsgegenstand mit Beschluss bestreitet.

(3) Eine ergidnzende Beweisanforderung hat ein Organ gemiBl § 16 Abs.1 im Umfang des
Untersuchungsgegenstands zur Vorlage bestimmter Akten und Unterlagen zu verpflichten oder um
Erhebungen im Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand zu ersuchen. Die Beweisanforderung
ist zu begriinden. Die Setzung einer angemessenen Frist ist zuldssig.

(4) Bestreitet die Mehrheit der Mitglieder des Untersuchungsausschusses den sachlichen Zusammen-
hang eines Verlangens geméal Abs. 2 mit dem Untersuchungsgegenstand, kann das verlangende Viertel der
Mitglieder das Landesverwaltungsgericht gemdB § 20c Bgld. LVWGG zur Entscheidung iiber die
RechtmaéBigkeit des Beschlusses gemdll Abs. 2 anrufen. Mit der Feststellung des Landesverwaltungs-
gerichtes liber die Rechtswidrigkeit dieses Beschlusses wird das Verlangen gemif3 Abs. 2 wirksam.

§18
Unterrichtung iiber Beweisbeschliisse und erginzende Beweisanforderungen

(1) Beweisbeschliisse und ergénzende Beweisanforderungen hat der Vorsitzende an die von der
Untersuchung betroffenen Organe unverziiglich zu {ibermitteln.

(2) Der Vorsitzende hat die verpflichteten Organe iiber eine Anrufung und eine Entscheidung des
Landesverwaltungsgerichtes gemaBl § 16 Abs. 4 bis 6 und § 17 Abs. 4 unverziiglich zu unterrichten.

§19
Ladung von Auskunftspersonen mit Beschluss

Der Untersuchungsausschuss kann aufgrund eines schriftlichen Antrags eines Mitglieds die Ladung
von Auskunftspersonen beschlieen. Der Antrag hat die Auskunftspersonen und die Themen der Befragung
zu benennen und kann einen Vorschlag fiir den Zeitpunkt der Befragung enthalten. Er ist unter
Bedachtnahme auf den Untersuchungsgegenstand zu begriinden.

§20
Ladung von Auskunftspersonen auf Verlangen

(1) Ein Viertel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses kann in einer Sitzung die Ladung von
Auskunftspersonen schriftlich verlangen. Im Verlangen sind die Auskunftspersonen und die Themen der
Befragung zu benennen. Es kann einen Vorschlag fiir den Zeitpunkt der Befragung enthalten und ist unter
Bezugnahme auf den Untersuchungsgegenstand zu begriinden. Das Verlangen wird wirksam, wenn die
Mehrheit der Mitglieder in dieser Sitzung nicht den sachlichen Zusammenhang mit dem Untersuchungs-
gegenstand mit Beschluss bestreitet.

(2) Eine Auskunftsperson kann aufgrund eines Verlangens gemafl Abs. 1 hochstens zweimal geladen
und gemil dem 5. Abschnitt dieses Gesetzes befragt werden.

(3) Der Vorsitzende hat das Einlangen eines Verlangens gemdf3 Abs. 1 unverziiglich bekanntzugeben
und dieses an die anwesenden Mitglieder des Untersuchungsausschusses zu verteilen. Bis zum Ende der
Sitzung konnen weitere Mitglieder des Ausschusses das Verlangen beim Vorsitzenden schriftlich
unterstiitzen. Sofern ein Verlangen von mehr als der Hilfte der Mitglieder unterstiitzt ist, wird es in die
Beschriankung gemif Abs. 2 nicht eingerechnet.

(4) Bestreitet die Mehrheit der Mitglieder des Untersuchungsausschusses den sachlichen Zusammen-
hang eines Verlangens geméal Abs. 1 mit dem Untersuchungsgegenstand, kann das verlangende Viertel der
Ausschussmitglieder das Landesverwaltungsgericht mit der Frage der Zuléssigkeit des Beschlusses gemaf
Abs. 1 letzter Satz befassen. Mit der Feststellung des Landesverwaltungsgerichtes iiber die Rechts-
widrigkeit dieses Beschlusses wird das Verlangen gemall Abs. 1 wirksam.

§21
Inhalt und Ausfertigung der Ladung

(1) Die Ladung hat den Untersuchungsgegenstand und die Themen der Befragung, Ort und Zeit
derselben sowie einen Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen iiber die Rechte und Pflichten von
Auskunftspersonen und den Kostenersatz sowie allfillige Folgen des Ausbleibens zu enthalten.

(2) Der Vorsitzende hat entsprechende Ladungen unverziiglich auszufertigen. Jede Ladung ist dem
Empfinger zu eigenen Handen zuzustellen.



(3) Ist die zu ladende Auskunftsperson ein &ffentlich Bediensteter, so ist gleichzeitig die zusténdige
Dienstbehorde oder der jeweilige Dienstgeber von der Ladung zu benachrichtigen.

5. Abschnitt
Befragung von Auskunftspersonen

§22
Rechte und Pflichten von Auskunftspersonen

(1) Die Auskunftsperson hat der Ladung Folge zu leisten und in der Befragung wahrheitsgemé8 zu
antworten. Davon unberiihrt bleiben die Aussageverweigerungsgriinde geméaf § 32. Die Auskunftsperson
hat insbesondere das Recht

1. sich gemiB § 9 Abs. 4 vor und wihrend ihrer Befragung im Untersuchungsausschuss mit dem
Verfahrensanwalt zu beraten,

2. sich bei ihrer Befragung von einer Vertrauensperson gemif3 § 34 begleiten zu lassen und im Fall
des Ausschlusses gemiB § 34 Abs. 4 die Befragung zu einem spéteren Zeitpunkt fortzusetzen,

. eine einleitende Stellungnahme gemal § 28 Abs. 1 abzugeben,

. Beweismittel und Stellungnahmen gemif § 28 Abs. 3 vorzulegen,

. die Zulassigkeit von Fragen gemil} § 30 Abs. 4 zu bestreiten,

. Akten und Unterlagen gemiB § 31 zur Einsichtnahme vorgelegt zu erhalten,
. den Ausschluss der Offentlichkeit gemiB § 11 Abs. 2 zu beantragen,

. die amtliche Verhandlungsschrift nach § 13 tbermittelt zu erhalten und Einwendungen gegen
Fehler der Ubertragung sowie wegen behaupteter Unvollstindigkeit oder Unrichtigkeit der
Niederschrift zu erheben sowie

9. Kostenersatz gemif § 44 zu begehren.
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(2) Die Anhérung als Auskunftsperson alleine begriindet weder eine Stellung in der Offentlichkeit im
Sinne von § 7a Mediengesetz, BGBIl. Nr. 314/1981, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 32/2018, noch einen Zusammenhang mit dem 6ffentlichen Leben im Sinne der §§ 6, 7, 7a und 29
Mediengesetz , BGBL. Nr. 314/1981, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 32/2018.

§23
Unzulissigkeit der Befragung als Auskunftsperson

Als Auskunftspersonen diirfen nicht angehort werden:

1. Personen, die wegen einer psychischen Krankheit, wegen einer geistigen Behinderung oder aus
einem anderen Grund unfzhig sind, die Wahrheit anzugeben;

2. Geistliche in Ansehung dessen, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem Siegel geistlicher
Verschwiegenheit anvertraut wurde.

§24

Aussagepflicht der 6ffentlich Bediensteten und Verstindigung der Dienstbehdrde oder des
Dienstgebers

Offentlich Bedienstete diirfen sich bei der Befragung nicht auf die Verpflichtung zur Geheimhaltung
berufen. Hélt es die Dienstbehdrde oder der Dienstgeber aufgrund der Verstindigung gemil3 § 11 Abs. 5
fiir erforderlich, dass die Befragung solcher Bediensteter teilweise oder zur Génze in nicht medien-
offentlicher (§ 11 Abs. 2) oder in vertraulicher Sitzung (§ 11 Abs. 5) stattfindet, so hat sie dies dem
Untersuchungsausschuss mitzuteilen; dies gilt nicht im Fall einer neuerlichen Ladung gema8 § 20 Abs. 3
letzter Satz.

§25

Folgen des Ausbleibens von Auskunftspersonen

(1) Wenn eine Auskunftsperson der ihr gemil § 21 zugestellten Ladung ohne geniigende Ent-
schuldigung nicht Folge leistet, kann der Untersuchungsausschuss beim Landesverwaltungsgericht die
Verhéngung einer Beugestrafe gemdfl § 46 Abs. 1 beantragen. Der Antrag ist zu begriinden.

(2) Der Untersuchungsausschuss kann die Auskunftsperson zugleich neuerlich laden und androhen,
dass er bei nochmaliger Nichtbefolgung der Ladung die Vorfithrung beantragen werde. Leistet die
Auskunftsperson einer solchen Ladung ohne geniligende Entschuldigung nicht Folge, so kann der



Untersuchungsausschuss ~ beschlieBen, an die Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung
heranzutreten, um bei ihr die Vorfithrung der Auskunftsperson zu beantragen.

(3) Beschliisse gemaf3 Abs. 1 und 2 sind vom Vorsitzenden auszufertigen.

(4) Auf Antrag des Ausschusses hat die Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung bei Zutreffen
der Voraussetzungen nach Abs. 2 die Vorfithrung der Auskunftsperson vor den Untersuchungsausschuss
nach § 19 Abs. 3 des AVG, BGBI. Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 58/2018
anzudrohen und nach den Bestimmungen des VVG, BGBI. Nr. 53/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 33/2013, unmittelbaren Zwang zum Zweck dieser Vorfithrung anzuwenden.

(5) Gegen die Vorflihrung gemif3 Abs. 2 und 4 ist eine Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht
zuléssig.
§26
Befragung von Auskunftspersonen

(1) Die Auskunftspersonen sind einzeln in Abwesenheit der spater zu hrenden Auskunftspersonen zu
befragen.

(2) Auskunftspersonen, deren Aussagen voneinander abweichen, konnen einander gegeniibergestellt
werden. Dabei konnen unter Hinweis auf Widerspriiche zwischen den Aussagen von allen Ausschuss-
mitgliedern weitere Fragen zur Aufklarung dieser Widerspriiche gestellt werden.

(3) Die Befragung einer Auskunftsperson soll drei Stunden nicht iiberschreiten und ist vom
Vorsitzenden nach ldngstens vier Stunden fiir beendet zu erkldren. Die einleitende Stellungnahme gemaf
§ 28 Abs. 1 sowie Sitzungsunterbrechungen werden nicht eingerechnet.

§27
Belehrung der Auskunftspersonen

Der Verfahrensrichter hat zundchst die Personaldaten der Auskunftsperson zu priifen. Er hat sie vor
ihrer Befragung iber die Griinde fiir eine Verweigerung der Aussage und einen Ausschluss der
Offentlichkeit sowie die Pflicht zur Angabe der Wahrheit und die strafrechtlichen Folgen einer falschen
Aussage zu belehren. Diese Belehrung ist in der amtlichen Verhandlungsschrift festzuhalten.

§28
Einleitende Stellungnahme und Erstbefragung

(1) Der Verfahrensrichter hat der Auskunftsperson die Moglichkeit zu einer einleitenden Stellung-
nahme zu geben, die 20 Minuten nicht {iberschreiten soll.

(2) Der Verfahrensrichter fiihrt anschlieBend im Auftrag des Vorsitzenden die Erstbefragung der
Auskunftsperson zum Thema der Befragung durch, die 15 Minuten nicht iiberschreiten soll.

(3) Auskunftspersonen kdnnen Beweismittel und Stellungnahmen vorlegen, die zu den Ausschuss-
akten zu nehmen sind.
§29
Worterteilung bei Befragungen

(1) Der Vorsitzende fiihrt die Rednerliste und erteilt im Anschluss an die einleitende Stellungnahme
den Ausschussmitgliedern das Wort zur Befragung der Auskunftsperson.

(2) Der Vorsitzende hat das Recht, aus wichtigen Griinden, insbesondere wenn dies der Verhandlungs-
6konomie oder der Wahrheitsfindung dient oder wenn Widerspriiche klarzustellen sind, auf Anregung des
Verfahrensrichters, auf Antrag eines Mitgliedes oder - falls kein Widerspruch erhoben wird - aus eigenem
von der Reihenfolge der Worterteilungen abzuweichen oder einem Redner das Wort zu entziehen.

(3) Liegen keine Wortmeldungen mehr vor, so kann der Verfahrensrichter erginzende Sachfragen an
die Auskunftsperson richten.
§ 30
Zulissigkeit von Fragen an Auskunftspersonen

(1) Fragen an die Auskunftsperson miissen durch das in der Ladung festgelegte Beweisthema gedeckt
sein.

(2) Die an die Auskunftsperson zu richtenden Fragen diirfen nicht unbestimmt, mehrdeutig,
verfanglich, beleidigend oder unterstellend sein und nicht Grund- oder Personlichkeitsrechte verletzen. Es



sind daher insbesondere solche Fragen unzuldssig, in denen eine von der Auskunftsperson nicht
zugestandene Tatsache als bereits zugestanden angenommen wird.

(3) Fragen, durch die einer Auskunftsperson Umstinde vorgehalten werden, die erst durch ihre
Antwort festgestellt werden sollen, diirfen nur gestellt werden, wenn die Auskunft nicht in anderer Weise
erlangt werden kann.

(4) Wird eine Frage entgegen Abs. 1, 2 oder 3 gestellt, hat der Vorsitzende des Untersuchungs-
ausschusses nach Beratung mit dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt die Frage fiir unzuléssig
zu erkldren. Wird die Zuldssigkeit einer Frage von einer Auskunftsperson, ihrer Vertrauensperson oder
einem Mitglied des Untersuchungsausschusses bestritten oder erkldrt der Vorsitzende des Unter-
suchungsausschusses eine Frage fiir unzuléssig, muss die Auskunftsperson die Frage nicht beantworten;
beharrt der Fragesteller auf der Beantwortung, entscheidet der Untersuchungsausschuss nach Anhérung des
Verfahrensrichters auf Antrag des Fragestellers dariiber, ob die Auskunftsperson die Frage zu beantworten
hat.

§31
Einsichtnahme in Akten und Unterlagen

(1) Bezieht sich eine Frage gemél § 26 auf Akten oder Unterlagen, sind diese genau zu bezeichnen
und der Auskunftsperson sowie dem Verfahrensanwalt zur Einsichtnahme vorzulegen. Sofern diese dem
Untersuchungsausschuss nicht gemafB3 § 16 Abs. 1, §§ 35 oder 28 iibermittelt wurden, hat der Fragesteller
sie dem Vorsitzenden, dem Verfahrensrichter, dem Verfahrensanwalt und den anderen Fraktionen
rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen.

(2) Ein Mitglied des Untersuchungsausschusses oder der Verfahrensanwalt kann darauthin eine
Unterbrechung der Sitzung zur Durchsicht und Priifung der Zuldssigkeit der Vorlage verlangen.

§32
Aussageverweigerungsgriinde

(1) Die Aussage kann von einer Auskunftsperson verweigert werden:

1. iiber Fragen, deren Beantwortung die Privatsphire der Auskunftsperson oder eines Angehorigen
(§ 72 StGB, BGBI. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 111/2019)
betreffen oder fiir sie oder einen Angehdrigen die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung nach sich
ziehen wirde;

2. Uber Fragen, deren Beantwortung fiir die Auskunftsperson oder einen Angehdrigen einen
unmittelbaren bedeutenden vermogensrechtlichen Nachteil nach sich ziehen wiirde;

3. in Bezug auf Tatsachen, iiber welche sie nicht aussagen konnen wiirde, ohne eine gesetzlich
anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit zu verletzen, sofern sie nicht von der Pflicht zur
Geheimhaltung giiltig entbunden wurde oder als 6ffentlich Bediensteter gemél § 24 zur Aussage
verpflichtet ist;

4. in Ansehung desjenigen, was ihr in ihrer Eigenschaft als Verteidiger oder Rechtsanwalt bekannt
geworden ist;

5. Uber Fragen, welche die Auskunftsperson nicht beantworten kénnen wiirde, ohne ein Kunst- oder
Geschiftsgeheimnis zu offenbaren;

6. Uiber die Frage, wie die Auskunftsperson ihr Wahlrecht oder Stimmrecht ausgeiibt hat, wenn dessen
Ausiibung gesetzlich fiir geheim erklért ist;

7. Uber Fragen, durch deren Beantwortung Quellen betroffen sind, deren Bekanntwerden die
nationale Sicherheit oder die Sicherheit von Menschen gefahrden wiirde.

(2) Die Aussage kann in den unter Z 1 und 2 angegebenen Féllen mit Riicksicht auf die dort
bezeichneten Angehdrigen auch dann verweigert werden, wenn die Ehe oder eingetragene Partnerschaft,
welche die Angehdorigkeit begriindet, nicht mehr besteht.

§33
Glaubhaftmachung der Griinde fiir die Aussageverweigerung

(1) Eine Auskunftsperson, welche die Aussage verweigern will, hat die Griinde der Verweigerung bei
der zu ihrer Befragung bestimmten Sitzung oder in ihrer schriftlichen AuBBerung gemil3 § 35 anzugeben
und, falls dies ein Mitglied des Untersuchungsausschusses oder der Vorsitzende verlangt, glaubhaft zu
machen.



(2) Der Vorsitzende entscheidet nach Beratung mit dem Verfahrensrichter iiber die RechtméaBigkeit
der Verweigerung. Kommt er zur Auffassung, dass die Verweigerung der Aussage nicht gerechtfertigt ist,
kann er bei fortgesetzter Verweigerung beim Landesverwaltungsgericht die Verhdngung einer Beugestrafe
gemil § 46 beantragen. Der Antrag ist zu begriinden.

§34
Vertrauensperson

(1) Jede Auskunftsperson kann bei ihrer Befragung vor dem Untersuchungsausschuss eine Vertrauens-
person beiziehen.

(2) Der Verfahrensrichter hat die Vertrauensperson iiber die strafrechtlichen Folgen einer falschen
Beweisaussage der Auskunftsperson zu belehren. Diese Belehrung ist in der amtlichen Verhandlungsschrift
festzuhalten.

(3) Aufgabe der Vertrauensperson ist die Beratung der Auskunftsperson. Die Vertrauensperson darf
keine Erkldrungen vor dem Untersuchungsausschuss abgeben oder an Stelle der Auskunftsperson
antworten. Sie kann sich bei Verletzungen der Verfahrensordnung oder Eingriffen in die Grund- oder
Personlichkeitsrechte der Auskunftsperson unmittelbar an den Verfahrensrichter oder den Verfahrens-
anwalt wenden.

(4) Als Vertrauensperson kann ausgeschlossen werden,

1. wer voraussichtlich als Auskunftsperson im Verfahren vor dem Untersuchungsausschuss geladen
wird,
2. wer die Auskunftsperson bei der Ablegung einer freien und vollstdndigen Aussage beeinflussen
koénnte,
3. wer gegen die Bestimmungen des Abs. 3 verstoft.
Die Auskunftsperson hat im Fall des Ausschlusses das Recht, die Befragung in Anwesenheit einer anderen
Vertrauensperson fortzusetzen. Der Vorsitzende bestimmt den Zeitpunkt der Fortsetzung der Befragung.

(5) Der Vertrauensperson gebiihrt Kostenersatz geméal § 44.

6. Abschnitt
Sonstige Mafinahmen der Beweisaufnahme

§ 35
Schriftliche AuBerungen

Auskunftspersonen konnen jederzeit zur schriftlichen AuBerung eingeladen werden.

§36
Beweiserhebungen und Vorlage von Akten und Unterlagen durch Behorden

Die Behorden, Amter und Dienststellen des Landes sind verpflichtet, einem Ersuchen des Unter-
suchungsausschusses um Beweiserhebungen im Umfang des Untersuchungsgegenstandes Folge zu leisten
und auf Verlangen ihre Akten und Unterlagen vorzulegen. Wenn an ordentliche Gerichte, Verwaltungs-
gerichte des Bundes oder Verwaltungsbehdrden des Bundes heranzutreten ist, ist vorher das Einvernehmen
mit dem zustédndigen Bundesminister herzustellen.

§37
Beweis durch Sachverstindige

(1) Ist fiir die Aufnahme eines Beweises ein Sachverstiandiger notwendig, so kann der Untersuchungs-
ausschuss diesen bestellen. Dabei soll, sofern nicht besondere Umstéinde etwas Anderes notwendig machen,
vor allem auf die fiir Gutachten der erforderlichen Art 6ffentlich bestellten Sachverstindigen Bedacht
genommen werden.

(2) Mit seiner Bestellung ist der Sachverstindige zur Befragung zu laden; § 11 Abs. 5 ist sinngemél
anzuwenden. Ein Sachverstindiger kann zur schriftlichen AuBerung aufgefordert werden, wenn sein
Erscheinen vor dem Untersuchungsausschuss nicht zumutbar oder mit unverhéltnismédfigen Kosten
verbunden wire.



§38
Bestellung zum und Stellung als Sachverstindiger

(1) Der Bestellung zum Sachverstindigen hat Folge zu leisten, wer zur Erstattung von Gutachten der
erforderlichen Art 6ffentlich bestellt ist oder wer die Wissenschaft, die Kunst oder das Gewerbe, deren
Kenntnis Voraussetzung der geforderten Begutachtung ist, dffentlich als Erwerb ausiibt oder zu deren
Ausiibung 6ffentlich angestellt oder erméichtigt ist.

(2) Aus denselben Griinden, welche Auskunftspersonen zur Verweigerung der Aussage berechtigen,
kann die Enthebung von der Bestellung als Sachverstindiger begehrt werden. § 32 ist sinngeméif
anzuwenden.

(3) Auf die Befragung von Sachverstindigen, den Ausschluss der Offentlichkeit oder die Befragung
in vertraulicher Sitzung ist § 11, auf die Niederschrift § 13 sinngeméB anzuwenden.

(4) Hinsichtlich der Verschwiegenheit von Sachverstindigen gilt § 9 Abs. 5 sinngemal.
(5) Dem Sachverstéindigen gebiihrt fiir seine Tétigkeit eine Vergiitung gemal § 45.

§39
Einsichtnahme in Akten und Unterlagen durch Sachverstindige

Ein Sachverstidndiger kann in die fiir die Erfiillung seines Auftrags erforderlichen Akten und Unter-
lagen, die dem Untersuchungsausschuss vorliegen, Einsicht nehmen.

§ 40
Augenschein

Zur Aufklarung des Untersuchungsgegenstandes kann der Untersuchungsausschuss aufgrund eines
Beweisbeschlusses oder einer ergdnzenden Beweisanforderung auch einen Augenschein im Landesgebiet,
nétigenfalls mit Zuziehung eines bestellten Sachverstindigen, vornehmen.

7. Abschnitt
Ende der Beweisaufnahme und Berichterstattung

§ 41
Ende der Beweisaufnahme

Die Beweisaufnahme endet, sofern dies nicht frither mit Feststellung des Vorsitzenden gemall § 15
Abs. 3 geschieht, spitestens sechs Monate nach dem Tag der Einsetzung des Untersuchungsausschusses,
jedenfalls aber drei Monate vor Ablauf der Gesetzgebungsperiode des Landtages nach Art. 12 L-VG, im
Fall der Aufldésung des Landtages nach Art. 13 L-VG endet die Beweisaufnahme mit Ausschreibung der
Wahl.

§42
Berichterstattung

(1) Binnen eines Monats nach dem Ende der Beweisaufnahme hat der Vorsitzende des Unter-
suchungsausschusses den Entwurf eines schriftlichen Schlussberichts nach Maligabe des Abs. 3 zu erstellen
und dem Untersuchungsausschuss zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. Im Fall der Beschluss-
fassung hat der Vorsitzende den schriftlichen Schlussbericht unverziiglich dem Landtag zuzuleiten.

(2) Der schriftliche Schlussbericht besteht jedenfalls aus der Wiedergabe des vom Verfahrensrichter
verfassten schriftlichen Feststellungsberichts (§ 7 Abs. 4) und in einem weiteren Abschnitt aus einer
Darstellung der festgestellten Tatsachen, dem Ergebnis der Untersuchung sowie Schlussfolgerungen und
Wertungen zum Untersuchungsgegenstand. Der Bericht kann auch Empfehlungen beinhalten.

(3) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses hat das Recht, einen
besonderen schriftlichen Bericht zu erstatten. Ein Minderheitsbericht ist entweder mit dem Hauptbericht
des Ausschusses oder spatestens 24 Stunden vor Beginn der Landtagssitzung, in der der Gegenstand zur
Verhandlung gelangt, der Landtagsdirektion zur Vorlage an den Prasidenten des Landtages zu iibergeben.
Die miindliche Berichterstattung {iber einen Minderheitsbericht ist unzuldssig.

(4) Im Fall der Auflosung des Landtages nach Art. 13 L-VG betrégt die Frist gemdf3 Abs. 1 erster Satz
hochstens einen Monat und jene nach Abs. 2 und Abs. 4 erster Satz eine Woche.

(5) Mit der Zuleitung des Schlussberichts gemdB Abs. 1 an den Landtag endet die Tétigkeit des
Untersuchungsausschusses.



(6) Bei der Berichterstellung und Berichterstattung sowie bei der Veroffentlichung des Ausschuss-
berichts ist auf die Wahrung schutzwiirdiger Geheimhaltungsinteressen bei der Verwendung
personenbezogener Daten, die gegeniiber dem 6ffentlichen Informationsinteresse iiberwiegen, zu achten.

8. Abschnitt
Kostenersatz

§43
Kostenersatz fiir Verfahrensrichter und Verfahrensanwalt

(1) Dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt sowie deren Stellvertretern gebiihrt als
Entschidigung fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben fiir jede begonnene Stunde ein Zehntel der Entschadigung
eines Ersatzmitgliedes des Verfassungsgerichtshofes filir einen Sitzungstag (§ 4 Abs.3 VfGG, BGBI.
Nr. 85/1953, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. 24/2020). Fiir die Vergiitung ihrer
Reisekosten gelten die fiir Landesbedienstete geltenden Reisegebiihrenvorschriften sinngeméfB. Fiir die
Bemessung der Vergiitung ist der Président zusténdig.

(2) Der Prasident hat dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt sowie deren Stellvertretern
die zur Bewiltigung ihrer administrativen Tétigkeiten notwendigen Sach- und Personalressourcen zur
Verfiigung zu stellen. Das zur Verfligung gestellte Personal ist bei Tétigkeiten im Auftrag des
Verfahrensrichters, des Verfahrensanwalts sowie deren Stellvertreter ausschlielich an deren Weisungen
gebunden.

§ 44
Kostenersatz fiir Auskunftspersonen und Vertrauenspersonen

Auskunftspersonen und Vertrauenspersonen, die zum Zweck der Befragung bzw. der Begleitung der
Auskunftsperson von ihrem Wohn- bzw. Dienstort an den Sitz des Landtages reisen miissen, gebiihren ein
Ersatz der notwendigen Kosten. Die Landtagsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten diese zu ersetzen.
Die fiir Landesbediensteten geltenden Reisegebiihrenvorschriften sind sinngemif3 anzuwenden.

§45
Kostenersatz fiir Sachverstindige

(1) Sachverstindigen, die zur miindlichen AuBerung vor den Untersuchungsausschuss geladen wurden
und zu diesem Zweck von ihrem Wohn- bzw. Dienstort an den Sitz des Landtags reisen miissen, gebiihrt
ein Ersatz der notwendigen Kosten. Die Landtagsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten diese zu
ersetzen. Die fiir Landesbedienstete geltenden Reisegebithrenvorschriften sind sinngeméafl anzuwenden.

(2) Sachverstdndigen gebiihrt fiir die Erstattung von Gutachten eine angemessene Entschidigung.
Dariiber entscheidet der Prisident des Landtages.

9. Abschnitt
Sanktionen

§ 46
Beugemittel

(1) Als Beugestrafe wegen Nichtbefolgung einer Ladung als Auskunftsperson kommt eine Geldstrafe
in der Hohe von 500 Euro bis 5 000 Euro, im Wiederholungsfall in der Héhe von 2 000 Euro bis
10 000 Euro in Betracht.

(2) Als Beugestrafe wegen ungerechtfertigter Verweigerung der Aussage zu einer zuldssigen Frage
kommt eine Geldstrafe bis zu 1 000 Euro in Betracht.

(3) Zustiandig zur Verhdngung der Beugestrafe ist das Landesverwaltungsgericht auf Grund eines
begriindeten Antrages geméal § 25 Abs. 1 oder § 33 Abs. 2.
§ 47
Strafbestimmungen

(1) Wer vor dem Untersuchungsausschuss als Auskunftsperson bei seiner Befragung zur Sache falsch
aussagt oder als Sachverstindiger einen falschen Befund oder ein falsches Gutachten erstattet, ist vom
Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.



(2) Wer eine falsche Beweisaussage (Abs. 1) ablegt, um von sich oder einem Angehdrigen Schande
oder die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines unmittelbaren und bedeutenden vermdgens-
rechtlichen Nachteils abzuwenden, ist nicht zu bestrafen, wenn er von der Verbindlichkeit zur Ablegung
eines Zeugnisses befreit war oder hitte befreit werden kénnen und wenn er

1. nicht wusste, dass dies der Fall war,

2. den Befreiungsgrund nicht geoffenbart hat, um die schon aus der Offenbarung drohenden Folgen
der bezeichneten Art abzuwenden, oder

3. zur Ablegung der Aussage zu Unrecht verhalten worden ist.

(3) Der Titer ist nach Abs. 1 ferner nicht zu bestrafen, wenn sich die Untersuchung gegen ihn gerichtet
und er eine falsche Beweisaussage abgelegt hat, um die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung von sich
abzuwenden.

(4) Die durch eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft begriindete Eigenschaft einer Person als
Angehoriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe oder eingetragene Partnerschaft nicht mehr besteht.

(5) Der Titer ist jedoch auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 2 zu bestrafen, wenn es ihm
insbesondere im Hinblick auf den aus der falschen Aussage einem anderen drohenden Nachteil dennoch
zuzumuten ist, wahrheitsgemal auszusagen.

(6) Wegen einer nach Abs. 1 mit Strafe bedrohten Handlung ist der Téter nicht zu bestrafen, wenn er
die unwahre Erkldrung vor Beendigung seiner Befragung richtigstellt.

(7) Die Weitergabe und Verbreitung von vertraulichen Unterlagen des Untersuchungsausschusses an
zur Erlangung dieser Informationen nicht berechtigte Personen ist unzuldssig und vom Gericht mit
Geldstrafe von bis zu 150 000 Euro zu ahnden.



	Anlage 1
	Verfahrensordnung für Untersuchungsausschüsse des Burgenländischen Landtages
	Inhaltsverzeichnis
	1. Abschnitt
	Einrichtung von Untersuchungsausschüssen
	§ 1
	§ 2


	2. Abschnitt
	Organe von Untersuchungsausschüssen
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10


	3. Abschnitt
	Arbeitsweise von Untersuchungsausschüssen
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14


	4. Abschnitt
	Allgemeine Bestimmungen zur Beweisaufnahme
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18
	§ 19
	§ 20
	§ 21


	5. Abschnitt
	Befragung von Auskunftspersonen
	§ 22
	§ 23
	§ 24
	§ 25
	§ 26
	§ 27
	§ 28
	§ 29
	§ 30
	§ 31
	§ 32
	§ 33
	§ 34


	6. Abschnitt
	Sonstige Maßnahmen der Beweisaufnahme
	§ 35
	§ 36
	§ 37
	§ 38
	§ 39
	§ 40


	7. Abschnitt
	Ende der Beweisaufnahme und Berichterstattung
	§ 41
	§ 42


	8. Abschnitt
	Kostenersatz
	§ 43
	§ 44
	§ 45


	9. Abschnitt
	Sanktionen
	§ 46
	§ 47



		2025-07-16T09:05:06+0200
	Informationen zur PrÃ¼fung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




